
 

Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement EJPD 

Bundesamt für Justiz BJ 
Direktionsbereich Öffentliches Recht 
  

 

 
Modellvertrag  

zwischen 
 

… (Behörde) 
 

und 
 

… (Sicherheitsfirma) 
 

betreffend: … 
 
 

Einleitung 
… (im Einzelfall festzulegen) 

 

Gestützt auf die Verordnung über den Einsatz privater Sicherheitsfirmen durch den 
Bund (Verordnung über den Einsatz privater Sicherheitsfirmen, VES) vereinbaren die 
Parteien Folgendes: 

  

1. Ziel des Auftrags  
... (Hier ist das Ergebnis zu umschreiben, das zu erreichen ist, damit der Vertrag als 
erfüllt betrachtet werden kann). 

 

2. Leistungen 
Die Sicherheitsfirma verpflichtet sich gegenüber der Behörde zur Erbringung folgen-
der Leistungen:  

….. (im Einzelfall festzulegen). 
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3. Polizeilicher Zwang und polizeiliche Massnahmen (Art. 8 VES) 
(Hier geht es darum, festzulegen, ob nach dem im konkreten Fall anwendbaren Bun-
desgesetz die der Sicherheitsfirma anvertraute Schutzaufgabe die Anwendung poli-
zeilichen Zwangs bzw. polizeilicher Massnahmen mit einschliesst oder nicht). 

Variante 1:  

Die Parteien vereinbaren, dass das Sicherheitspersonal in den folgenden Fällen poli-
zeilichen Zwang einsetzen oder polizeiliche Massnahmen anwenden kann:  

….. (im Einzelfall festzulegen entsprechend den  Kriterien gemäss  Art. 9 des Ent-
wurfs zum Zwangsanwendungsgesetz). 

Das Sicherheitspersonal kann: 

a. die folgenden Waffen oder Hilfsmittel einsetzen: (im Einzelfall festzulegen) 

b. die folgenden polizeilichen Massnahmen anwenden: (im Einzelfall festzulegen)  

 

Variante 2: 

Die Parteien vereinbaren, dass das Sicherheitspersonal keinen polizeilichen Zwang 
einsetzen und keine polizeilichen Massnahmen anwenden darf.  

 

4. Ausrüstung des Sicherheitspersonals (Art. 9 VES) 
(Hier geht es darum festzulegen, ob das Personal eine Waffe zur Anwendung in Si-
tuationen der Notwehr oder des Notstandes tragen darf).  
 

Variante 1: 

Die Parteien vereinbaren, dass das Sicherheitspersonal zur Anwendung in Situatio-
nen der Notwehr oder des Notstandes bewaffnet ist.  

Die gemäss Waffengesetzgebung erforderlichen Bewilligungen bleiben vorbehalten.  

 

Variante 2: 

Die Parteien vereinbaren, dass das Sicherheitspersonal nicht bewaffnet ist.  

 
5. Pflichten der Sicherheitsfirma 
5.1 Ausbildung (Art. 6 VES) 
Die Sicherheitsfirma verpflichtet sich dafür zu sorgen, dass das Sicherheitspersonal 
eine adäquate, der Natur des vereinbarten Mandates entsprechende Ausbildung er-
hält, die insbesondere folgende Punkte umfasst: 

a.  Umgang mit widerstandwilligen oder gewaltbereiten Personen;  

b. Einsatz körperlicher Gewalt; 

c.  Anwendung von Hilfsmitteln und Waffen, wenn die Schutzaufgabe eine solche  
Ausrüstung erfordert; 

d.  Beurteilung gesundheitlicher Risiken der Gewaltanwendung und Leistung erster 
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Hilfe; 

d.  Grundrechte, Persönlichkeitsschutz und Verfahrensrecht; 

e. Korruptionsbekämpfung. 

 

5.2 Identifizierbarkeit (Art. 12 VES) 
Die Sicherheitsfirma verpflichtet sich dafür zu sorgen, dass das Sicherheitspersonal 
in Ausübung seiner Funktion identifizierbar ist.  

Das Sicherheitspersonal hat einen Ausweis auf sich zu tragen und muss in einer 
Weise gekleidet sein, die Verwechslungen mit Angehörigen einer Behörde aus-
schliesst. 

 

5.3 Informationspflicht gegenüber der Behörde (Art. 14 VES) 
Zwecks Erfüllung des vorliegenden Vertrags verpflichtet sich die Sicherheitsfirma 
gegenüber der Behörde dazu:  

a.  ihr die Identität des eingesetzten Sicherheitspersonals mitzuteilen; 

b. einen für sie bestimmten Tätigkeitsbericht zu erstellen; 

c. sie sofort von Umständen in Kenntnis zu setzen, die die Erfüllung des Vertrages 
beeinträchtigen könnten; 

d. sie sofort zu benachrichtigen, wenn das eingesetzte Sicherheitspersonal polizei-
lichen Zwang angewendet, polizeiliche Massnahmen ergriffen oder in Notwehr 
oder Notstand gehandelt hat; 

e. sie sofort zu informieren, falls die Voraussetzungen von Art. 5 und 6 VES nicht 
mehr gegeben sind.  

 

5.4 Pflicht zur Einhaltung der massgebenden Rechtsvorschriften 
Die Sicherheitsfirma verpflichtet sich, die am Ort der Vertragserfüllung massgeben-
den Rechtsvorschriften einzuhalten. 

Sie verpflichtet sich insbesondere, die Bestimmungen zum Schutze der Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer und die Arbeitsbedingungen am Ort der Vertragserfül-
lung zu beachten. 

 

6. Rechte der Behörde (Art. 14 VES) 
Die Behörde hat das Recht: 

a. jederzeit Auskunft über den Stand der Vertragserfüllung zu verlangen;  

b. von der Sicherheitsfirma die unverzügliche Auswechslung des Sicherheitsperso-
nals zu verlangen, das nicht über die erforderlichen Kenntnisse verfügt oder die 
Vertragserfüllung beeinträchtigt; 

c. von der Sicherheitsfirma die Bezahlung einer Konventionalstrafe von CHF XXXX.- 
einzufordern, wenn der Vertrag nicht erfüllt wird. 
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7. Verantwortlichkeit (Art. 15 VES) 
Die Sicherheitsfirma verpflichtet sich, für den Schaden zu haften, den ihr Sicher-
heitspersonal in Erfüllung dieses Vertrags rechtswidrig verursacht hat:  

a. gegenüber Dritten (Art. 19 Abs. 1 Bst. a des Verantwortlichkeitsgesetzes vom 14. 
März 1958); 

b. gegenüber dem Bund, wenn das rechtswidrig handelnde Sicherheitspersonal 
nicht in der Lage ist, für den Schaden aufzukommen (Art. 19 Abs. 1 Bst. b des 
Verantwortlichkeitsgesetzes vom 14. März 1958). 

 

8. Vergütung  
8.1 Höhe der Vergütung 
Die Behörde verpflichtet sich, der Sicherheitsfirma folgenden Betrag zu vergüten:  

….. (im Einzelfall festzulegen) 

 

8.2 Rechnungsstellung 
Die Sicherheitsfirma stellt der Behörde monatlich Rechnung. In der Rechnung sind 
die erbrachten Leistungen, die geleisteten Stunden und der Stundensatz aufzufüh-
ren.  

 

8.3 Zahlungsfrist 
Die Behörde verpflichtet sich, der Sicherheitsfirma den geschuldeten Betrag binnen 
60 Tagen ab Erhalt der Rechnung zu vergüten. 

 

9. Weitere Bestimmungen 
9.1 Untervertrag (Art. 14 Bst. h VES) 
Unterverträge mit Dritten bedürfen der vorgängigen schriftlichen Zustimmung der 
Behörde.  

 
9.2 Wahrung der Vertraulichkeit 
Die Vertragsparteien verpflichten sich, alle Tatsachen vertraulich zu behandeln, die 
weder öffentlich noch allgemein zugänglich sind. Die Pflicht zur Diskretion beginnt 
vor dem Abschluss des Vertrags und bleibt nach Beendigung des Vertragsverhält-
nisses bestehen.  

Will die Sicherheitsfirma mit diesem Vertragsverhältnis werben, benötigt sie die 
schriftliche Zustimmung der Behörde.  

 
9.3 Antikorruptionsklausel  
Die Sicherheitsfirma verpflichtet sich, keinen ungebührenden Vorteil zu ihren Guns-
ten oder zu Gunsten eines Dritten anzubieten oder anzunehmen und sich jeglicher 
Handlung zu enthalten, die rechtswidrig ist oder sein könnte bzw. die den Tatbestand 
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der Bestechung im Sinne von Artikel 322ter–322octies StGB und Art. 4 des Bundesge-
setzes vom 19. Dezember 1986 gegen den unlauteren Wettbewerb  erfüllt oder erfül-
len könnte.  

 
9.4 Sozialversicherungen 
Der Bund versichert das Sicherheitspersonal weder gegen Unfälle noch gegen Er-
werbsausfall bei Krankheit. Die Sicherheitsfirma hat ihr Personal selbst gegen diese 
Risiken abzusichern.  
 
Es ist Sache der Sicherheitsfirma, die Sozialversicherungsbeiträge mit ihrer AHV-
Ausgleichskasse abzurechnen.  
 
9.5 Beendigung des Vertragsverhältnisses 
(Hier geht es darum, die im vorliegenden Fall anwendbaren Gesetzesartikel zu 
bestimmen).  

 
9.6 Vertragsänderung 
Jede Änderung des vorliegenden Vertrags bedarf der Schriftform.  

 

9.7 Anwendbares Recht und Gerichtsstand 
Die Vertragsparteien vereinbaren, dass bei Streitigkeiten aus diesem Vertragsver-
hältnis schweizerisches Recht zur Anwendung gelangt, und einigen sich auf den Ge-
richtsstand Bern. 

 
 

 

 

Ort und Datum:  

 

 

Die Behörde:       Die Sicherheitsfirma:  

 
 

 
 
 



 

Département fédéral de justice et police DFJP 

Office fédéral de la justice OFJ 
Domaine de direction Droit public 
  

 

 
Contrat-type 

entre  
 

 ……. (l’autorité) 
 

et  
 

…… (l’entreprise de sécurité) 
 

concernant …… 

 
Préambule  
… (Selon le cas d’espèce) 

 

Vu l’ordonnance sur l’engagement d’entreprises de sécurité privées par la Confédé-
ration (ordonnance sur l’engagement d’entreprises de sécurité, OESS) 

 
Les parties conviennent ce qui suit :  

 

 

1. But du mandat  
... (il s’agit de préciser le résultat à atteindre pour que le contrat soit rempli) 

 

2. Prestations  
L’entreprise de sécurité s’engage envers l’autorité à lui fournir les prestations suivan-
tes :  

….. (à définir dans le cas d’espèce) 
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3. Contrainte et mesures policières (art. 8 OESS) 
(Il s’agit de préciser si conformément à la loi fédérale applicable au cas d’espèce la 
tâche de protection confiée à l’entreprise de sécurité implique ou non l’usage de la 
contrainte et de mesures policières).  

Variante 1 :  

Les parties conviennent  que le personnel de sécurité peut faire usage de la 
contrainte et de mesures policières dans les cas suivants :  

….. (à définir dans le cas d’espèce conformément aux principes de l’art. 9 du projet  
de loi sur l’usage de la contrainte) 

Le personnel de sécurité peut faire usage :  
a. des armes et moyens auxiliaires suivants : (à définir dans le cas d’espèce) 
b. des mesures policières suivantes : (à définir dans le cas d’espèce) 

 
Variante 2 :  
Les parties conviennent que le personnel n’est pas habilité à faire usage de la 
contrainte et de mesures policières. 

 
4. Equipement du personnel de sécurité (art. 9 OESS) 
(Il s’agit de préciser si le personnel porte une arme pour assurer sa légitime défense 
ou pour réagir dans une situation d’état de nécessité).  

 

Variante 1 :  

Les parties conviennent que le personnel de sécurité porte une arme pour assurer sa 
légitime défense ou pour réagir dans une situation d’état de nécessité.  

Les autorisations prévues par la législation sur les armes sont réservées.  

 

Variante 2 :  

Les parties conviennent que le personnel de sécurité n’est pas armé.  

 

5. Obligations de l’entreprise de sécurité 
5.1 Formation (art. 6 OESS) 
L’entreprise de sécurité s’engage à ce que le personnel de sécurité reçoive une for-
mation adéquate compte tenu de la nature du contrat et portant en particulier sur les 
points suivants :  

a.  comportement à adopter avec des personnes opposant de la résistance ou usant 
de la violence;  

b. usage de la force physique; 

c.  usage de moyens auxiliaires et d’armes lorsque la tâche de protection exige un 
tel équipement; 
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d. évaluation des atteintes à la santé résultant de l’utilisation de la force et premiers 
secours; 

e.  droits fondamentaux, protection de la personnalité et droit de procédure; 

f. lutte contre la corruption. 

 

5.2 Identification (art. 12 OESS) 
L’entreprise de sécurité s’engage à ce que le personnel de sécurité soit identifiable 
dans l’exercice de sa fonction. 

Le personnel de sécurité doit être muni d’une carte de légitimation et être vêtu de 
manière à ce qu’il ne puisse être confondu avec le personnel d’une autorité.  

  

5.3 Obligation d’informer l’autorité (art. 14 OESS) 
Aux fins d’exécution du présent contrat, l’entreprise de sécurité s’engage envers 
l’autorité:  

a.  à lui communiquer l’identité du personnel de sécurité chargé d’exécuter la pres-
tation; 

b. à tenir un rapport d’activité à son intention; 

c. à l’informer immédiatement de toute circonstance qui entrave l’exécution du 
contrat; 

d. à l’informer immédiatement de tout acte accompli par  le personnel de sécurité 
en cas d’usage de la contrainte ou de mesures policières ou en cas de légitime 
défense ou d’état de nécessité; 

e. à l’informer immédiatement si les exigences prévues aux art. 5 et 6 OESS ne 
sont plus respectées.  

 

5.4 Obligation de respecter la législation applicable  
L’entreprise de sécurité s’engage à respecter la législation applicable au lieu 
d’exécution du contrat. 

Elle s’engage en particulier à respecter les dispositions relatives à la protection des 
travailleurs et les conditions de travail en vigueur au lieu d’exécution du contrat. 

 
6. Droits de l’autorité (art. 14 OESS) 
L’autorité se réserve le droit :  

a. d’exiger en tout temps des renseignements concernant l’exécution du contrat;  

b. d’exiger de l’entreprise de sécurité qu’elle remplace dans les meilleurs délais le 
personnel de sécurité qui ne dispose pas des connaissances nécessaires ou qui 
entrave l’exécution du contrat ; 

c. d’exiger de l’entreprise de sécurité le versement d’une clause pénale pour un 
montant CHF XXXX.- en cas d’inexécution du contrat. 
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7. Responsabilité (art. 15 OESS) 
L’entreprise de sécurité s’engage à répondre du dommage causé illicitement par son 
personnel de sécurité dans le cadre de l’exécution du présent contrat :  

a. à un tiers (art. 19, al. 1, let. a, de la loi du 14 mars 1958 sur la responsabilité) ;  

b. à la Confédération, lorsque le personnel de sécurité fautif n'est pas en mesure 
de le réparer (art. 19, al. 1, let. b, de la loi du 14 mars 1958 sur la responsabilité). 

 

8. Rémunération  
8.1 Montant de la rémunération 
L’autorité s’engage à verser à l’entreprise de sécurité le montant suivant :  

….. (à définir dans le cas d’espèce) 

 

8.2 Facturation  
L’entreprise de sécurité adresse une facture mensuelle à l’autorité. La facture décrit 
le travail fourni, indique le nombre d’heures effectuées et le tarif horaire.  

 

8.3 Délai de paiement 
L’autorité s’engage à verser le montant dû à l’entreprise de sécurité dans un délai de 
60 jours à compter de la date de réception de la facture. 

 

9. Autres dispositions 
9.1 Sous-traitance du contrat (art. 14, let. h, OEESS) 
La sous-traitance du présent contrat à un tiers nécessite préalablement l’accord écrit 
de l’autorité.  

 
9.2 Confidentialité 
Les parties s’engagent à garantir la confidentialité de toutes les informations qui ne 
sont pas publiques ou librement accessibles. L’obligation de discrétion commence 
avant la conclusion du contrat et se prolonge après sa fin.  

Un accord écrit de l’autorité est nécessaire si l’entreprise de sécurité souhaite exploi-
ter leur relation contractuelle pour sa publicité.  

 

9.3 Clause anti-corruption  
L’entreprise de sécurité s’engage à ne pas offrir ni à accepter des avantages indus 
en sa faveur ou au profit d’un tiers et à s’abstenir de tout acte constituant ou suscep-
tible de constituer une pratique illégale ou un acte de corruption au sens des art. 
322ter–322octies du code pénal suisse et de l’art. 4 de la loi fédérale du 19 décembre 
1986 contre la concurrence déloyale.  
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9.4 Assurances sociales  
La Confédération n’assure pas le personnel de l’entreprise de sécurité contre les ac-
cidents ni contre la perte de gain pour cause de maladie. Il appartient à l’entreprise 
de sécurité d’assurer son personnel contre ces risques.  
 
Il incombe à l’entreprise de sécurité d’effectuer le décompte des cotisations des as-
surances sociales à l’intention de la caisse de compensation AVS.  
 
9.5 Fin du contrat  
… (Il s’agit de déterminer les dispositions légales applicables en l’espèce).   

 
9.6 Modification du contrat 
Toute modification du présent contrat est soumise à la forme écrite.  

 

9.7 Droit applicable et élection de for 
Pour les litiges résultant du présent contrat, les parties conviennent que le droit 
suisse est applicable et que le for est Berne. 

 
 

 

 

Lieu et date :  

 

 

L’autorité:       L’entreprise de sécurité :  
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